Küssen reicht 
nicht, Frau Merkel! 


Sie haben die herzlichsten 
Beziehungen zu den führen- 
den Kriegstreibern unserer 
Tage. Die Medien feiern Sie als 
angeblich »mächtigste Frau 
der Welt«. Verweigern Sie also 
jede Beihilfe zum geplanten 
Angriffskrieg auf den Iran! 


Ik > 
Soviel geküßt wird selten 
Oberes Foto: Begrüßung von 
Israels Ministerpräsident am 
12.12.2006 in Berlin. Dort »ver- 
riet« Olmert endlich, was alle 
Welt schon lange weiß: Israel 
verfügt über Atomwaffen. 
Unteres Foto: Frau Merkel be- 
grüßt George W. Bush bei sei- 
nem Besuch in Deutschland. 
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Angrifiskriege 


sind Verbrechen! 


Die USA wollen Europa mit einem 
atomaren Regen belegen! 


Opfer sind immer die Unschuldigen, 


Wir schreiben das Jahr 2007, also 
62 Jahre nach Beendigung der 
Kampfhandlungen in Deutschland. 
56 Jahre nach der letzten der rund 
300 Hinrichtungen sogenannter 
deutscher »Kriegsverbrecher« 
durch die alliierten Siegermächte in 
Landsberg. 


Noch heute leiden wir an den Fol- 
gen dieses Krieges, leisten »Wie- 
dergutmachungszahlungen« und 
werden fast täglich in den deut- 
schen Medien an dieses schreckli- 
che Kapitel unserer Geschichte er- 
innert. Dies alles als Ergebnis ei- 
nes Krieges, den wir nicht wollten 
und in den wir Deutschen hinein- 
getrieben wurden. 

Die älteren Deutschen haben die 
Schrecken des Krieges, die Vertrei- 
bungsverbrechen und die Flächen- 


vx 


ob im Irak, im Libanon oder in Afghanistan 


bombardements auf Deutschlands 
Städte noch gut in Erinnerung. Wir 
sagen: 

NEIN zum Krieg! 


NEIN zur Beteiligung deutscher 
Soldaten an Kriegen im Ausland! 


NEIN zur Militarisierung Europas 
durch die USA! 


_] Atomarer Regen über 
Europa 
[] Klage gegen den 


Tornado-Einsatz 
C] Iran-Krise 
I Kein Blut für Öl 


I] Mehr als 200 Kriege 
seit dem Il. Weltkrieg 


S. 10 


S12 
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US-Raketenabwehrsystem - 
Atomarer Regen über Europa 


et Amerikas Pläne für ein Raketenabwehrsystem 


INGENAST 


Das offene Wort 


»Mein Name ist Hase«: 
Die Regierung 
weiß von nichts 


Aus einer kleinen Anfrage 


Pu 


mit 


Infrarot-Sensoren in der 

Umlaufbahn erkennt die 

feindliche Rakete in der 
phase 


übermittelt Daten zwischen 
Kommandozentrale, 


"Die Abf: 
Radar- und Abschussbasen Die fangrakete setzt ein 


„Kill Vehicle“ aus, das den 
Sprengkopf mittels eigener 
Ortungssysteme und über- 
mittelter Zieldaten ansteuert 


an die Bundesregierung 
zum Thema Raketenab- 
wehr: 


»22. Für wie hoch hält die 
Bundesregierung nach ge- 
genwärtigen Kenntnissen 
die Wahrscheinlichkeit, daß 
bei einem Abwehrversuch 
die Rakete und deren 
(Massenvernichtungs-) 
Sprengköpfe nicht vollstän- 
dig getroffen und zerstört 
werden? 


Welche Gefahr geht nach 
Kenntnis der Bundesregie- 
rung von den Überresten 
getroffener oder nicht voll- 


ständig getroffener Lenk- 
flugkörper aus?« 


Antwort: 


»Diese Fragestellung ist 
Gegenstand der laufen- 
den Arbeiten im NATO- 
Rahmen. Abschließende 
Angaben können derzeit 
hierzu noch nicht getrof- 
fen werden.« 


»23. Wie bewertet die Bun- 
desregierung das Risikio für 
die Bevölkerung Deutsch- 
lands bzw. der EU- bzw. eu- 
ropäischen NATO-Staaten, 
Opfer einer (unzureichend) 
abgewehrten Rakete zu 
werden? [...]« 


Antwort: 


»Auf die Antwort zu Fra- 
ge 22 wird verwiesen.« 


Quelle: Deutscher Bundestag, 
Drucksache 16/4834 vom 27.3.2007 


und zerstört 


Vereinigte JN N 
Staaten // 


7 
u 


Abwehrmöglichkeit 

in Endphase des S Pi 

S kopffl eegestützte 
9: niit mebile ilen Tepe Abwehr- 


prira mii möglichkeit 
zum Beispiel Patriot 


Kommandozenrale: 

Sammelt die Informationen 
und leitet sie an die Radar- 
und Abschussbasen weiter 


Die USA provozieren einen 
neuen »Kalten Krieg« 


Die USA wollen ein Raketen-Ab- 
wehrsystem in Polen und Tsche- 
chien aufstellen. Moskau sieht 
durch diese Pläne seine Sicherheit 
gefährdet. »Die Einrichtung eines 
amerikanischen Stützpunktes 
schafft eine eindeutige Bedrohung 
für Rußland«, sagte der Komman- 
deur der russischen Weltraum- 
truppen, General Wladimir Po- 
powkin. Dieses Radarsystem könn- 
te die militärischen Aktivitäten in 
Zentralrußland und die der Nord- 
meerflotte überwachen. Der Be- 
fehlshaber fügte hinzu: »Das ist 
uns nicht gleichgültig und wir be- 
obachten das aufmerksam.«" 


Angriffsziele Polen und 
Tschechien 


Das Raketen-Abwehrsystem wird 
das erste sein, das Ziel gegneri- 
scher Angriffe werden würde. Po- 
len und Tschechien dürften also die 
ersten Opfer sein, wenn es zu ei- 
ner militärischen Auseinanderset- 
zung käme. Leider werden auch wir 
in Deutschland dann den atomaren 
Regen abbekommen! 


Schlachtfeld Deutschland 


Die Abbildung aus der Kronen-Zei- 
tung (oben) zeigt ein weiteres Ar- 


Republik 


a Tschchisälie R 
L N 


Ne m 
X-Band-Radar: 
Präzisionsortung 
und -erfassung Radar zur 
des Sprengkopfes 


Sprengkopf 


“ A wird von 3 
Ra Trägerrakete 
z \ getrennt 


a Luftgestütztes 

Fá Lasersystem: 

Abwehrmöglichkeit 
N 


hf Abfangraketen | 


wu - Polen 


Transportables Au 
Feindliche 
Rakete startet 


Die USA suchen 
dafür 
Aufnahmeländer ~ 


gument gegen die Stationierung ei- 
nes Raketenabwehrsystems in 
Europa sehr deutlich: Die Vernich- 
tung atomarer Raketen - die für die 
USA bestimmt wären - würde über 
Deutschland und dem übrigen Eu- 
ropa stattfinden. 


Die Stationierung der Einrichtungen 
dient höchstens den USA, wahr- 
scheinlich aber nur der Rüstungs- 
lobby. Sie stellt eindeutig eine Ge- 
fahr für Deutschland und Europa 
dar! 


Quelle: 1) www.russlandonline.ru, 
22.01.2007 


Zum Thema 


Demokratieverständnis 
der US-Behörden 


Washington. - Vier Jahre nach 
dem Einmarsch der US-Armee 
in den Irak demonstrieren 
Zehntausende Amerikaner ge- 
gen den unseligen Bush-Krieg 


- beim Weißen Haus und dem 
Pentagon in Washington sowie 
in diversen anderen Städten. 
Vor Bushs Amtssitz nahm die 
Polizei zahlreiche Kriegsgegner 
fest - unter ihnen auch mehre- 
re Priester. 


Quelle: 
Kronen-Zeitung, 18.3.2007 


SCHLACHTFELD DEUTSCHLAND 
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Tornado-Flugzeugen in Afghanistan 


Nach monatelanger Debatte hat der Deutsche Bundestag am 9.3.2007 den Einsatz deutscher 
Tornado-Flugzeuge im Krieg in Afghanistan beschlossen. Die deutsche Sektion der 
internationalen Juristenorganisation »lalana« hält den Tornado-Einsatz in Afghanistan für 
völkerrechtswidrig. Als Grund führen die Rechtsexperten an, die von den Tornado- 
Aufklärungsjets beschafften Daten und Bilder würden auch im Rahmen der US-geführten Anti- 
Terror-Mission zur »Feindaufklärung und Leitung des Artilleriefeuers Verwendung finden«. 


Die Juristen gehen damit von einer 
Unterstützung der offensiv angeleg- 
ten US-Kampfeinsätze gegen die 
Taliban durch die Bundeswehr aus. 
Beim Tornado-Beschluß des Bun- 
destages gehe es deshalb »zumin- 
dest auch um eine Unterstützung« 
dieser Operationen. Dafür gebe es 
aber keine völkerrechtliche Grund- 
lage. Gegen die Entsendung von 
Tornado-Flugzeugen hatten Dr. Pe- 
ter Gauweiler und Willy Wimmer 
beim Bundesverfassungsgericht 
Klage eingereicht. Nachfolgend 
eine Zusammenfassung der Be- 
gründung von Professor Dr. Diet- 
rich Murswiek. 


Zusammenfassung 
der Argumentation zur 
Tornado-Klage 


Die der CDU/CSU-Fraktion ange- 
hörenden Bundestagsabgeordne- 
ten Dr. Peter Gauweiler und Willy 
Wimmer haben beim Bundesver- 
fassungsgericht in Karlsruhe bean- 
tragt, der Bundesregierung die vom 
Bundestag beschlossene Entsen- 
dung von Tornado-Aufklärungsflug- 
zeugen nach Afghanistan zu unter- 
sagen. Mit ihrer Klage gegen den 
Bundestag und die Bundesregie- 
rung machen sie geltend, der Tor- 
nado-Beschluß führe zu einer still- 
schweigenden Änderung des 
NATO-Vertrages, die mit dem Völ- 
kerrecht und dem Grundgesetz 
unvereinbar sei. Dadurch würden 
auch ihre Mitwirkungsrechte als 
Abgeordnete verletzt. Zugleich mit 
der Klage im Organstreit haben die 
beiden Abgeordneten, die durch 
den Freiburger Staats- und 
Völkerrechtler Professor Dr. Diet- 


rich Murswiek vertreten werden, 
einen Antrag auf Erlaß einer einst- 
weiligen Anordnung gestellt: Bis zur 
Entscheidung in der Hauptsache 
sollen die Tornados in Deutschland 
bleiben. 


Keine deutschen 
Soldaten 
ins Ausland 


und keine 
ausländischen 

Soldaten in 
Deutschland! 


Aufkleber mit dieser Forderung sind bei 
uns erhältlich 


Die Begründung der in Karlsruhe 
gestellten Anträge läßt sich wie folgt 
zusammenfassen: 


1. Die NATO-Führungsmacht USA 
verstößt mit ihrer Strategie und ih- 
rem außenpolitischen und militäri- 
schen Verhalten ständig gegen fun- 
damentale Prinzipien des NATO- 
Vertrages. 


1.1 Mit ihrer Nationalen Sicher- 
heitsstrategie nehmen die USA für 
sich das Recht in Anspruch, ohne 
Ermächtigung durch den Sicher- 
heitsrat der Vereinten Nationen und 
ohne daß ein Angriff durch einen 
anderen Staat und somit eine 
Selbstverteidigungslage gegeben 


ist, Präventivkriege führen zu dür- 
fen. 


1.2 Mit dem Krieg gegen den Irak 
haben die USA einen völkerrechts- 
widrigen Angriffskrieg geführt. 


1.3 Der Krieg gegen Afghanistan 
war ursprünglich als Selbstvertei- 
digung gerechtfertigt. Indem aber 
die USA heute, nachdem Afghani- 
stan längst ein befreundeter Staat 
ist, immer noch die Operation 
Enduring Freedom (OEF) in Afgha- 
nistan auf das Selbstverteidigungs- 
recht stützen, geben sie dem Be- 
griff der Selbstverteidigung einen 
völlig anderen Inhalt als den von der 
Charta der Vereinten Nationen ge- 
meinten: Da die Verteidigung sich 
nicht mehr gegen einen konkreten 
Angriff eines konkreten Staates 
richtet, sondern gegen den »inter- 
nationalen Terrorismus«, wird der 
»Krieg gegen den Terrorismus« zu 
einem zeitlich und räumlich unbe- 
grenzten Krieg. 


1.4 Die Kriegsführung der USA ist 
mit fundamentalen Grundsätzen 
des humanitären Völkerrechts un- 
vereinbar. Dies gilt nicht nur für die 
Behandlung von Gefangenen, son- 
dern vor allem auch für militärische 
Aktionen, die unterschiedslos auch 
die Zivilbevölkerung in Mitleiden- 
schaft ziehen. 


2. Indem die NATO-Staaten diesem 
vertragswidrigen Verhalten der 
USA nicht entgegentreten, sondern 
es zum Teil durch aktive Koopera- 
tion unterstützen — der »Koalition 
der Willigen« im Irak-Krieg gehör- 
ten die weitaus meisten NATO- 
Staaten an -, ist ein Prozeß einer 
stillschweigenden Änderung des 
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NATO-Vertrages in Gang gesetzt 
worden, der dazu führt, daß die Be- 
griffe dieses Vertrages einen Inhalt 
bekommen, der das bisher rechts- 
widrige Verhalten der USA legiti- 
miert: »Selbstverteidigung« wird 
selbst dann erlaubt sein, wenn gar 
kein Angriff gegeben ist. Militäri- 
sche Gewaltanwendung im »Krieg 
gegen den Terrorismus« wird über- 
all auf der Welt als »Selbstverteidi- 
gung« gerechtfertigt werden kön- 
nen, wo sich Terroristen aufhalten, 
auch wenn die Regierungen der be- 
treffenden Staaten diese Terrori- 
sten bekämpfen. Dabei behalten 
sich die USA die Definitionshoheit 
darüber vor, wen sie zum »Terrori- 
sten« erklären und wen nicht. 


2.1 Diese Änderung des NATO- 
Vertrages ist mit dem allgemeinen 
Gewaltverbot der UN-Charta und 
dem Völkergewohnheitsrecht un- 
vereinbar. 


2.2 Sie verstößt zugleich gegen 
die Artikel 24, 25 und 26 des 
Grundgesetzes. 


3. Die Bundesregierung wirkt an 
der völkerrechtswidrigen und ver- 
fassungswidrigen Änderung des 
NATO-Vertrages mit. 


3.1 Sie wirkt durch Unterlassen mit, 
denn sie wäre verpflichtet, dem 
Prozeß der stillschweigenden Ver- 
tragsänderung entgegenzuwirken, 
die auch dadurch bewirkt werden 
kann, daß Vertragsstaaten einer 
vertragswidrigen Staatenpraxis 
nicht widersprechen. 


3.2 Sie wirkt auch durch aktive 
Unterstützung völkerrechtswidriger 
Aktionen der USA mit. 


3.3 Der jüngste Mitwirkungsakt ist 
der Beschluß, die Tornados nach 
Afghanistan zu schicken. Denn die 
Aufklärungsergebnisse der Torna- 
dos werden nicht nur den ISAF- 


Für Ihre Bestellung: 


Telefon: 0208 - 84 01 32 
Telefax: 0208 - 84 87 057 
info@un-nachrichten.de 
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Truppen zur Verfügung stehen, die 
auf der Basis eines UN-Mandats 
arbeiten, sondern auch den OEF- 
Truppen der USA, die sich zu Un- 
recht auf das Selbstverteidigungs- 
recht stützen und sich in ihrer 
Kriegsführung über den Willen der 
afghanischen Regierung und über 
das humanitäre Völkerrecht hin- 
wegsetzen. 


4. Die Mitwirkung der Bundesregie- 
rung an der stillschweigenden Än- 
derung des NATO-Vertrages ver- 
letzt die Rechte des Bundestages 
und die Rechte jedes einzelnen 
Abgeordneten. Denn dieser Bedeu- 
tungswandel des Vertrages geht 
über das im deutschen Zustim- 
mungsgesetz von 1955 festgeleg- 
te Integrationsprogramm weit hin- 
aus. Eine solche Vertragsänderung 
wäre allenfalls — und zwar erst nach 
Änderung des Grundgesetzes - in 
einem förmlichen Vertrags- 
änderungsverfahren unter Beteili- 
gung von Bundestag und Bundes- 
rat im Wege der Zustimmungs- 
gesetzgebung möglich. Durch die 
stillschweigende Vertragsänderung 
an den gesetzgebenden Körper- 
schaften vorbei wird es dem Bun- 
destag und den Abgeordneten un- 
möglich gemacht, über die Ver- 
tragsänderung mitzuentscheiden. 

5. Der Bundestag verletzt mit sei- 
ner Zustimmung zur Entsendung 
der Tornados in den afghanischen 
Bürgerkrieg die Rechte der Abge- 
ordneten. Denn dem einzelnen Ab- 
geordneten wird das Recht vorent- 
halten, über die Änderung des 
NATO-Vertrages — ohne die dieser 
Einsatz nicht möglich wäre — mit- 
zuentscheiden, da dieses Thema 
gar nicht zur Debatte stand. 

6. Die Entsendung der Tornado- 
Aufklärungsflugzeuge nach Afgha- 
nistan könnte der letzte Schritt in 
einer ständigen Staatenpraxis sein, 
der die stillschweigende Änderung 
der fundamentalen Prinzipien des 
NATO-Vertrages herbeiführt. Auf 
diese Weise könnten vollendete 
Fakten geschaffen werden, denn 
wenn der Vertrag erst einmal einen 
anderen völkerrechtlich verbindli- 
chen Inhalt hat, kann er nur im Kon- 
sens der Vertragsstaaten wieder 


geändert werden. Das wäre gegen 
den Willen der USA nicht möglich. 
Um die Rechte des Bundestages 
und der Abgeordneten zu wahren, 
ist es daher notwendig, daß durch 
eine einstweilige Anordnung der 
Bundesregierung vorerst untersagt 
wird, die Tornados nach Afghani- 
stan zu schicken. 


Quelle: 
Prof. Dr. Dietrich Murswiek, 


www.jura.uni-freiburg.de, 4.4.2007 


Nie wieder Krieg! 


Es sei daran erinnert, daß we- 
gen Planung und Durchfüh- 
rung eines »Angriffskrieges« 
deutsche Offiziere in Nürnberg 
1946 verurteilt und gehängt 
wurden. Auch noch Jahre da- 
nach wurden wir deutschen 
Soldaten offiziell als »Mörder« 
bezeichnet. 


»Deutschland führt nie wieder 
Krieg« und »Aus deutscher In- 
dustrie nie wieder Waffen für 
einen deutschen Anpgriffskrieg« 
- so steht es in dem Merkblatt, 
das ich nach dem Krieg vor 
etwa 60 Jahren bei der Entlas- 
sung aus der US-Gefangen- 
schaft erhielt. Wie sich doch 
die Zeiten ändern! 


Etwa zehn Jahre später erfolg- 
te die Gründung der Bundes- 
wehr, die laut Grundgesetz al- 
lein zur Verteidigung eingesetzt 
werden darf und die Teilnahme 
an einem Angriffskrieg gegen 
ein anderes Land verbietet. 


Es ist Augenwischerei, wenn 
Verteidigungsminister Jung 
behauptet, die Tornado-Auf- 
klärungsflüge seien keine 
»Kampfeinsätze«. Obwohl wir 
nach 62 Jahren immer noch 
keinen Friedensvertrag haben, 
befindet sich Deutschland nun 
wieder in einem Krieg und un- 
sere Soldaten könnten dereinst 
wieder als »Mörder« abge- 
stempelt werden. 

Martin Brückner 


(aus einem Leserbrief im 
»Westfalen-Blatt« vom 1.3.2007) 
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Bundeswehroffizier verweigert 
Tornado-Einsatz in Afghanistan 
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Keine deutschen 
Waffen in Afghanistan! 


Ein Oberstleutnant aus Mün- 
chen hat als erster deutscher 
Bundeswehrsoldat die Freistel- 
lung von der Mithilfe bei einer 
Auslandsmission beantragt. 
Hintergrund seiner Entschei- 
dung ist der Einsatz von Torna- 
do-Aufklärungsjets der Bun- 
deswehr im Süden Afghani- 
stans, den der Bundestag be- 
schlossen hat. 


Er könne es nicht mit seinem Ge- 
wissen vereinbaren, den Einsatz 
in irgendeiner Form zu unterstüt- 
zen. Erhabe gravierende verfas- 
sungsrechtliche, völkerrechtli- 
che sowie strafrechtliche Beden- 
ken. Die Bundeswehr unterstützt 
in Afghanistan zwei internationa- 
le Missionen. Nachfolgend Aus- 
züge aus der dienstlichen Erklä- 
rung von Oberstleutnant Dipl.- 
Päd. Jürgen Rose. 


München, 15. März 2007 


OTL Dipl. Päd. Jürgen Rose 
WBK IV G 3 Eins/Üb 


Herrn Oberst i.G. Bernhard Frank 
Chef des Stabes WBK IV 
Süddeutschland 


Betr.: Dienstliche Erklärung/ 
Dienstlicher Antrag 


Bezug: 


1. Bundesverwaltungsgericht: Urteil 
des 2. Wehrdienstsenats vom 21. 
Juni 2005 — BVerwG 2 WD 12.04 


2. WBK IV OTL Rose vom 1. Mai 
2006 (Dienstliche Erklärung) 


3. Prof. Dr. jur. Dietrich Murswiek: 
Organstreitverfahren der Bun- 
destagsabgeordneten Dr. Peter 
Gauweiler und Willy Wimmer, 
Deutscher Bundestag, Platz der 
Republik 1, 11011 Berlin vom 9. 
März 2007 


4. Prof. Dr. Norman Paech: »Das ist 
der Einstieg in ein Kriegs- 
szenario«, in: Berliner Zeitung. 8. 
März 2007 


5. Oberstarzt a. D. Dr. Reinhard und 
Anette Erös: Presse-Mitteilung 
Kinderhilfe Afghanistan vom 8. 
Februar 2007 


Sehr geehrter Herr Oberst! 


Im Hinblick auf die von der Bundes- 
regierung getroffene Entscheidung, 
Waffensysteme TORNADO der Bun- 
desluftwaffe zum Einsatz nach Af- 
ghanistan zu entsenden (Antrag der 
Bundesregierung vom 8.2.2007 — 
BT-Drs. 16/4298), den daraufhin am 
9. März 2007 erfolgten Zustim- 
mungsbeschluß des Deutschen 
Bundestages sowie die mittlerweile 
ergangene Befehlsgebung des 
Streitkräfteunterstützungskom- 
mandos zur Umsetzung dieser Ent- 
scheidung erkläre ich hiermit, daß 
ich es nicht mit meinem Gewissen 
vereinbaren kann, den Einsatz von 
TORNADO-Waffensystemen in Af- 
ghanistan in irgendeiner Form zu 
unterstützen, da meiner Auffassung 
nach nicht auszuschließen ist, daß 
ich hierdurch kraft aktiven eigenen 
Handelns zu einem Bundeswehrein- 
satz beitrage, gegen den gravieren- 
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de verfassungsrechtliche, völker- 
rechtliche, strafrechtliche sowie 
völkerstrafrechtliche Bedenken be- 
stehen. Zugleich beantrage ich hier- 
mit, auch von allen weiteren Aufträ- 
gen, die im Zusammenhang mit der 
»Operation Enduring Freedom« im 
allgemeinen und mit der Entsendung 
der Waffensysteme TORNADO nach 
Afghanistan im besonderen stehen, 
entbunden zu werden. 


Im einzelnen begründe ich diese Er- 
klärung sowie meinen Antrag wie 
folgt: 


l. In den Leitsätzen zum Urteil des 
2. Wehrdienstsenats vom 21. Juni 
2005 (Bezug 1) führt das Bundes- 
verwaltungsgericht unter anderem 
aus: 


»[...] 2. Die durch 8 11 
Abs.1 S. 1 und 2 SG 
begründete zentrale 
Verpflichtung jedes 
Bundeswehrsoldaten, 
erteilte Befehle »ge- 
wissenhaft« (nach be- 
sten Kräften vollstän- 
dig und unverzüglich) 
auszuführen, fordert 
keinen bedingungslo- 
sen, sondern einen 
mitdenkenden und 
insbesondere die Fol- 
gen der Befehlsaus- 
führung — gerade im 
Hinblick auf die 
Schranken des gel- 
tenden Rechts und die 
ethischen »Grenzmarken« des eige- 
nen Gewissens — bedenkenden Ge- 
horsam. 


3. Aus dem Grundgesetz und dem 
Soldatengesetz ergeben sich recht- 
liche Grenzen des Gehorsams, [...]. 
Ein Soldat braucht einen ihm erteil- 
ten Befehl jedenfalls dann als unzu- 
mutbar nicht zu befolgen, wenn er 
sich insoweit auf den Schutz des 
Grundrechts der Freiheit des Gewis- 
sens (Art. 4 Abs. 1 GG) berufen 
kann. Die Schutzwirkungen des Art. 
4 Abs. 1 GG werden nicht durch das 
Grundrecht auf Anerkennung als 
Kriegsdienstverweigerer (Art. 4 Abs. 
3 GG) verdrängt. [...] 


8. Hat ein Soldat eine von dem 
Grundrecht der Gewissensfreiheit 
(Art. 4 Abs. 1 GG) geschützte Ge- 
wissensentscheidung getroffen, hat 
er Anspruch darauf, von der öffentli- 
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chen Gewalt nicht daran gehindert 
zu werden, sich gemäß den ihn bin- 
denden und unbedingt verpflichten- 
den Geboten seines Gewissens zu 
verhalten. [...] 


10. Das Grundrecht der Gewissens- 
freiheit wird auch bei Soldaten nicht 
durch die wehrverfassungsrecht- 
lichen Vorschriften des Grundgeset- 
zes verdrängt. [...] 


Il. Unter Bezugnahme auf das vor- 
stehend zitierte Urteil des 2. 
Wehrdienstsenates sowie den von 
mir geleisteten Diensteid habe ich in 
meiner Dienstlichen Erklärung vom 
1. Mai 2006 (Bezug 2) prophylaktisch 
klargestellt, daß »ich es nicht mit 
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meinem Gewissen vereinbaren 
kann, Befehle auszuführen, die ge- 
gen das Völkerrecht oder das deut- 
sche Recht verstoßen« und daß ich 
daher »insbesondere internationale 
Einsätze der Bundeswehr auch im 
Rahmen von multinationalen Ver- 
bänden der NATO oder der Europäi- 
schen Union (zum Beispiel NATO 
Response Force, EU Battle Group, 
Eurokorps) nur dann unterstützen 
oder an diesen teilnehmen [werde], 
wenn diese durch das Völkerrecht 
oder das deutsche Recht gedeckt 
sind.« Diese Erklärung wurde unbe- 
anstandet zu meiner Personalakte 
genommen. 


III. Mit Bezug 3 hat der Ordinarius 
für Öffentliches Recht an der Univer- 
sität Freiburg, Professor Dr. Dietrich 
Murswiek, die Klageschrift der Bun- 
destagsabgeordneten Willy Wimmer 


(CDU), ehemals Parlamentarischer 
Staatsekretär im Bundesministerium 
der Verteidigung und Vizepräsident 
der Parlamentarischen Versamm- 
lung der OSZE, sowie des Bundes- 
tagsabgeordneten und Rechtsan- 
walts Dr. Peter Gauweiler (CSU) im 
Organstreitverfahren gegen die Bun- 
desregierung und den Deutschen 
Bundestag beim Bundesverfas- 
sungsgericht in Karlsruhe vorgelegt. 
Darin werden die erheblichen verfas- 
sungsrechtlichen, völkerrechtlichen, 
strafrechtlichen sowie völker- 
strafrechtlichen Bedenken darge- 
legt, die gegen die von der Bundes- 
regierung getroffene Entscheidung, 
Waffensysteme TORNADO der Bun- 
desluftwaffe zum Ein- 
satz nach Afghanistan 
zu entsenden (Antrag 
der Bundesregierung 
vom 8.2.2007 - BT- 
Drs. 16/4298) sowie 
den daraufhin am 9. 
März 2007 erfolgten 
Zustimmungsbeschluß 
des Deutschen Bun- 
destages bestehen. 
Diese Bedenken wer- 
den von einer erkleck- 
lichen Anzahl von Ab- 
geordneten des Deut- 
schen Bundestages — 
von denen etwa ein 
Drittel dem Antrag der 
Bundesregierung nicht 
zugestimmt hat-, nam- 
haften Völkerrechts- 
experten wie zum Beispiel Prof. Dr. 
Norman Paech (Bezug 5) sowie ge- 
mäß aktuellen Umfrageergebnissen 
von mehr als drei Vierteln der Be- 
völkerung in unserem Lande geteilt, 
die sich dagegen aussprechen, die 
Bundeswehr in diesen rechtswidri- 
gen Kampfeinsatz zu verwickeln. 
Zusammenfassend steht angesichts 
vorstehend ausgeführter Faktenlage 
unbestreitbar fest, daß gegen die 
von der Bundesregierung mit konsti- 
tutiver Zustimmung des Deutschen 
Bundestages getroffene Entschei- 
dung, Waffensysteme TORNADO 
der Bundesluftwaffe zum Einsatz 
nach Afghanistan zu entsenden, ei- 
nerseits gravierende verfassungs- 
rechtliche, völkerrechtliche, straf- 
rechtliche sowie völkerstrafrechtliche 
Bedenken, andererseits aber auch 
erhebliche politische Widerstände in 
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den Reihen der parlamentarischen 
Repräsentanten des deutschen Vol- 
kes sowie in weiten Teilen der Be- 
völkerung unseres Landes selbst 
bestehen. 


IV. [...] Hierzu erkläre ich, daß ich 
es nicht mit meinem Gewissen ver- 
einbaren kann, den Einsatz von 
TORNADO-Waffensystemen in Af- 
ghanistan in irgendeiner Form zu 
unterstützen, da meiner Auffassung 
nach nicht auszuschließen ist, daß 
ich hierdurch kraft aktiven eigenen 
Handelns zu einem Bundeswehrein- 
satz beitrage, gegen den gravieren- 
de verfassungsrechtliche, völker- 
rechtliche, strafrechtliche sowie 
völkerstrafrechtliche Bedenken be- 
stehen. Besonders hervorzuheben 
sind in diesem Kontext folgende 
Überlegungen’): 

- Der Einsatz der Bundeswehr-Tor- 
nados in Afghanistan bedeutet not- 
wendigerweise die Teilnahme 
Deutschlands an völkerrechtswidri- 
gen und vom NATO-Vertrag nicht 
gedeckten Militäraktionen, denn 


- die von den Bundeswehr-Tornados 
erfaßten Aufklärungsergebnisse 
werden an das amerikanische Ober- 
kommando übermittelt; dabei ist trotz 
der in der Begründung der Beschluß- 
vorlage genannten Restriktion im 
ISAF-Operationsplan nicht gewähr- 
leistet, daß die Aufklärungs- 
ergebnisse nicht zu anderen als den 
dort genannten Zwecken im Rahmen 
der Operation Enduring Freedom 
(OEF) verwendet werden; 


- die Kriegführung der USA im Rah- 
men der OEF ist unter mehreren 
Aspekten völkerrechtswidrig, näm- 
lich: 

- sie läßt sich nicht mehr als Selbst- 
verteidigung rechtfertigen und ist 
nicht auf ein Mandat des Sicherheits- 
rats gestützt; 


- sie überschreitet bei der Art und 
Weise, insbesondere hinsichtlich der 
Auswirkungen auf die Zivilbevölke- 
rung, selbst die Ermächtigung der 
Regierung Karzai; 


- sie ist im Hinblick auf die in Kauf 
genommenen sogenannten Kolla- 
teralschäden an der Zivilbevölkerung 
mit den völkerrechtlichen Regeln 
zum Schutz der Zivilbevölkerung 
nicht vereinbar; 


- sie verstößt hinsichtlich der Be- 


handlung von Gefangenen gegen 
fundamentale menschenrechtliche 
Grundsätze. 


- Indem die Bundesregierung den 
Einsatz der Tornados in Afghanistan 
beschließt, beteiligt sie sich aktiv an 
einem Kriegseinsatz, der auf der 
Grundlage einer Militärstrategie ge- 
führt wird, die mit den fundamenta- 
len Grundsätzen der UN-Charta und 
des Art. I des NATO-Vertrages un- 
vereinbar ist und verwickelt hierin die 
deutschen Streitkräfte. 


Zugleich beantrage ich hiermit, mich 
explizit von allen Aufträgen zu ent- 
binden, durch die ich in die Gefahr 
geraten könnte, mich in der vorste- 
hend dargelegten Art und Weise 
schuldig zu machen. Denn mein 
Gewissen sagt mir, daß es unter gar 
keinen Umständen moralisch ge- 
rechtfertigt sein kann, durch sein 
Handeln Recht, d. h. in vorliegendem 
Falle Völkerrecht und Grundgesetz, 
zu brechen. Solches Tun verstieße 
nämlich diametral gegen den von 
dem Philosophen Immanuel Kant 
formulierten Kategorischen Impera- 
tiv, der da lautet: »Handle nur nach 
derjenigen Maxime, durch die du 
zugleich wollen kannst, daß sie ein 
allgemeines Gesetz werde«?), oder 
ähnlich formuliert: »Handle so, daß 
die Maxime deines Willens jederzeit 
zugleich als Prinzip einer allgemei- 
nen Gesetzgebung gelten könne.«°) 
Demnach ist moralisch richtig a priori 
jede Handlung, die sich in Überein- 
stimmung mit den durch jenen Ka- 
tegorischen Imperativ formulierten 
Prinzipien befindet, moralisch falsch 
ist a priori jede Handlung, die gegen 
ebendiese verstößt. Daß man ge- 
mäß dem »Grundgesetz der reinen 
praktischen Vernunft« ® nicht wollen 
kann, daß der Rechtsbruch zum all- 
gemeinen Gesetz werde — denn ein 
solcher Wille wäre ein in sich wider- 
sprüchlicher und somit sich selbst 
aufhebender -, ist evident und be- 
darf keiner weiteren Erläuterung. 
Sich am Rechtsbruch nicht aktiv zu 
beteiligen, stellt ergo eine unabding- 
bare Pflicht des Sittengesetzes dar 
und eben deshalb werde ich prinzi- 
piell nicht an Aktionen teilnehmen 
oder solche aktiv unterstützen, die 
einen Bruch des (Völker- und 
Verfassungs-)Rechts implizieren. 
Speziell gilt letzteres für sämtliche 
Maßnahmen im Zusammenhang mit 
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der Entscheidung zur Entsendung 
von TORNADO-Waffensystemen 
nach Afghanistan, da diese augen- 
scheinlich gegen die Satzung der 
Vereinten Nationen und das deut- 
sche Grundgesetz verstößt. 


Zudem liefe ich in Gefahr, mit der ak- 
tiven Unterstützung des Einsatzes 
von TORNADO-Waffensystemen in 
Afghanistan, gegen den gravieren- 
de verfassungsrechtliche, völker- 
rechtliche, strafrechtliche sowie 
völkerstrafrechtliche Bedenken be- 
stehen, meinen dereinst geschwore- 
nen Diensteid zu brechen, der von 
mir u.a. verlangt, »das Recht... des 
deutschen Volkes tapfer zu verteidi- 
gen«, nicht aber es zu brechen und 
mit Füßen zu treten. Zu den zentra- 
len Rechtsnormen des deutschen 
Volkes zählen fraglos Völkerrecht 
und Grundgesetz. 


Im Hinblick auf diese Problematik 
befinde ich mich im übrigen in völli- 
ger Übereinstimmung mit zwei ehe- 
maligen Generalinspekteuren der 
Bundeswehr, nämlich General Peter 
von Kirchbach sowie General Klaus 
Naumann. Zum Spannungsverhält- 
nis zwischen Gehorsamspflicht des 
Soldaten einerseits und Gewissens- 
bindung andererseits hatte ersterer 
angemerkt: »Die Spannung zwi- 
schen Freiheit und Gehorsam be- 
steht in der Bindung an Befehle ei- 
nerseits, in der Bindung an ein 
Wertesystem andererseits. Die 
Spannung besteht in der Bindung 
und Treuepflicht an den Staat einer- 
seits und dem Wissen, daß staatli- 
ches Handeln immer nur das Vorletz- 
te sein kann und daß das an ein hö- 
heres Wertesystem gebundene Ge- 
wissen eine entscheidende Beru- 
fungsinstanz sein muß. Sicher wird 
der Staat seinen Bürgern normaler- 
weise nicht zumuten, gegen den Rat 
ihres Gewissens zu handeln. Im Wis- 
sen um diese Spannung aber und im 
Wissen, nicht jedem Anspruch zur 
Verfügung zu stehen, besteht letzt- 
lich der Unterschied zwischen Sol- 
dat und Landsknecht.«° Darüber 
noch hinaus ging der Generalinspek- 
teur General Klaus Naumann in sei- 
nem Generalinspekteursbrief 1/ 
1994, wo er sogar von einer »Pflicht 
zur Gehorsamsverweigerung« 
sprach, als er ausführte: »In unse- 
rem Verständnis von Rechtsstaat- 
lichkeit und Ethik stehen dem 
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Gehorsamsanspruch des Dienst- 
herrn das Recht und die Pflicht zur 
Gehorsamsverweigerung gegen- 
über, wo eben diese Rechtsstaatlich- 
keit und Sittlichkeit mit dem militäri- 
schen Auftrag nicht mehr in Einklang 
stehen, der Soldat damit außerhalb 
der freiheitlich-demokratischen 
Rechtsordnung gestellt würde«®) 
Hieraus wiederum folgt hinsichtlich 
des in der Bundeswehr viel- 
beschworenen Primats der Politik: 
Dieser gilt ausschließlich innerhalb 
der Schranken von (Völker-)Recht 
und (Grund-)Gesetz - jenseits davon 
herrscht die Pflicht zur Verweige- 
rung, zumindest aber, nach dem Ur- 
teilsspruch von Leipzig [Anm. d. UN: 
Urteil des 2. Wehrdienstsenats vom 
21.6.2005, BVerwG 2 WD 12.04], 
der Primat des Gewissens. 


Diese auf den Einlassungen der bei- 
den Generale beruhende Konklusi- 
on korrespondiert zudem hervorra- 
gend mit dem von Generalleutnant 
Wolf Graf von Baudissin formulier- 
ten Leitbild des Staatsbürgers in 
Uniform als tragendem Prinzip der 
Inneren Führung.!...] 


Oder sollte in der Bundeswehr von 
heute die althergebrachte Maxime 
des Prinzen Friedrich Karl von Preu- 
ßen in Vergessenheit geraten sein, 
der 1860 einen seiner Majore mitden 
Worten zurechtgewiesen hatte: 
»Herr, dazu hat Sie der König zum 
Stabsoffizier gemacht, damit Sie wis- 
sen, wann Sie nicht zu gehorchen 
haben«? 


V. Schließlich bestehen meinerseits 
nicht ausschließlich unter rechtlichen 
Aspekten, sondern auch aus huma- 
nitären Erwägungen erhebliche 
Gewissenbedenken gegen die 
Kriegsbeteiligung mit Waffensyste- 
men TORNADO in Afghanistan. Wie 
unser Kamerad Oberstarzt a. D. Dr. 
Reinhard Erös und seine Frau in der 
Presse-Mitteilung der von ihnen ge- 
leiteten humanitären Hilfsorganisa- 
tion »Kinderhilfe Afghanistan« vom 
8. Februar 2007 (Bezug 4) wissen 
lassen, wird »der anstehende Ein- 
satz deutscher Tornado-Flugzeuge 
in Afghanistan [...] die Sicherheit der 
nur noch wenigen zivilen Hilfs-Orga- 
nisationen und Projekte in den Süd- 
und Ost-Provinzen Afghanistans 
deutlich gefährden.« Nach Einschät- 
zung von Erös, der sich bereits seit 
1979 in Afghanistan persönlich en- 
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gagiert und somit als einer der er- 
fahrensten Kenner des Landes und 
seiner Menschen betrachtet werden 
muß, nimmt »die Gefährdung unse- 
rer Soldaten und ziviler Helfer und 
afghanischer MitarbeiterInnen [...] 
damit dramatisch zu.« Wortwörtlich 
warnt Erös vor einer »Irakisierung« 
Afghanistans, ausgelöst durch die 
maßlos gewaltsame und menschen- 
verachtende Kriegführung insbeson- 
dere der dort eingesetzten US-Trup- 
pen, wie sie sich beispielsweise in 
der »Operation Medusa« Ende letz- 
ten Jahres manifestiert hatte. Nicht 
zuletzt aus diesen Gründen halte ich 
die Entsendung der TORNADO-Waf- 


USA fordern erneut 
mehr Soldaten für 
Afghanistan 


Brüssel (AP) Die USA haben 
ihre europäischen NATO-Part- 
ner am Montag erneut zur Ent- 
sendung weiterer Soldaten 
nach Afghanistan aufgerufen. 
US-Außenstaatssekretär 
Nicholas Burns kritisierte bei 
einem Besuch in Brüssel zu- 
dem Einsatzbeschränkungen, 
wie sie unter anderem für die 
Bundeswehr in Afghanistan 
gelten. »Wir brauchen mehr 
Soldaten aus Europa und mehr 
Flexibilität bei ihren Einsatz- 
möglichkeiten«, erklärte Burns. 


Quelle: 
Yahoo! Nachrichten, 26.3.2007 


fensysteme nach Afghanistan für 
nicht zu verantworten. 


VI. Im Hinblick auf den Einsatz von 
TORNADO-Wäaffensystemen in Af- 
ghanistan erging bis zum jetzigen 
Zeitpunkt von SKUKdo G3 der »Be- 
fehl für die Aufstellung und Verle- 
gung der Fähigkeit Betriebsstoff- 
versorgung im mil. Landtransport zur 
logistischen Unterstützung des Ein- 
satzes des Waffensystems TORNA- 
DO (TOR) RECCE in AFG« - Az 30- 
72-01 (ISAF) vom 06. März 2007. An 
der Umsetzung dieses Befehls für 
den unterstellten Bereich des Wehr- 
bereichskommando IV — Süd- 
deutschland - kann ich aus den dar- 
gelegten Gründen nicht mitwirken 
und beantrage daher, von diesem 


Auftrag entbunden zu werden. Dar- 
über hinaus beantrage ich, wie oben 
bereits dargelegt, auch von allen 
weiteren Aufträgen, die im Zusam- 
menhang mit der »Operation 
Enduring Freedom« im allgemeinen 
und mit der Entsendung der Waffen- 
systeme TORNADO nach Afghani- 
stan im besonderen stehen, entbun- 
den zu werden. 


Wie das Bundesverwaltungsgericht 
in seiner Urteilsbegründung (Bezug 
1) dargelegt hat, ist »den sich bei In- 
anspruchnahme der Gewissensfrei- 
heit durch Soldaten für den militäri- 
schen Dienstbetrieb ergebenden 
Schwierigkeiten und Unzuträglich- 
keiten [...] durch Herstellung ‚prakti- 
scher Konkordanz’ Rechnung zu tra- 
gen. Dabei muß angestrebt werden, 
den aufgetretenen Gewissenskon- 
flikt unter Wahrung konkret feststell- 
barer berechtigter Belange der Bun- 
deswehr in einer Art und Weise zu 
mildern und zu lösen, daß die ver- 
fassungsrechtlich zwingend normier- 
te ‚Unverletzlichkeit’ der Gewissens- 
freiheit nicht in Frage gestellt, son- 
dern gewährleistet und gesichert 
wird. Dies erfordert ein konstruktives 
Mit- und Zusammenwirken ‚beider 
Seiten’«. Darüber hinaus hat das Ge- 
richt ausgeführt, daß »vom jeweili- 
gen Soldaten [...] erwartet werden 
[kann], daß er seine Gewissensnö- 
te seinen zuständigen Vorgesetzten 
möglichst umgehend und nicht ‚zur 
Unzeit’ darlegt sowie auf eine bald- 
möglichste faire Klärung der zugrun- 
de liegenden Probleme dringt.« Mit 
der von mir hiermit vorgelegten 
Dienstlichen Erklärung denke ich, 
dieser Forderung der Bundes- 
verwaltungsrichter Genüge zu lei- 
sten. 


Jürgen Rose, Oberstleutnant 


1 Vgl. hierzu en detail Murswiek, Dietrich: 
Organstreitverfahren der Bundestagsabge- 
ordneten Dr. Peter Gauweiler und Willy 
Wimmer vom 9. März 2007, insbesondere 
Abschnitt C, S. 16 — 45. 

2 Kant, Immanuel: Grundlegung zur Meta- 
physik der Sitten, Hamburg, 19653, S. 42. 
3 Kant, Immanuel: Kritik der praktischen 
Vernunft, Hamburg, 19749, S. 36. 

® Kant, Immanuel: Kritik der praktischen 
Vernunft, Hamburg, 19749, S. 36. 

5 Kirchbach, Hans Peter von, Offizier im 
Heer der Einheit, in: TRUPPENPRAXIS, 
Nr. 4/1992, S. 335 

®© Naumann, Klaus: Generalinspekteurs- 
brief 1/1994 
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Die Kriegsvorbereitungen gegen 
den Iran sofort stoppen! 


Die Gefahr einer Eskalation im 
Nahen Osten wächst mit jeder 
Stunde. Besonders dramatisch 
sind dabei die militärischen Auf- 
marschpläne, die in den USA und 
in Israel gefertigt wurden. 


Israel will den Iran mit 
Kernwaffen angreifen 


Der »Sunday Times« zufolge soll 
ein Angriff mit Atomwaffen auf die 
iranischen Nuklear-Anlagen von 
zwei israelischen Luftwaffen-Ein- 
heiten bereits geübt worden sein. 
Israelische Piloten seien nach Gi- 
braltar geflogen - als Test für die 
2000-Meilen-Distanz. Es sei von 
drei möglichen Routen die Rede, 
darunter eine über die Türkei füh- 
rende. Der Angriff würde der erste 
mit Kernwaffen seit 1945 sein. Wis- 
senschaftler haben errechnet, daß 
Tonnen an radioaktiven Material 
freigegeben würden.” 


Weitere Folgen eines israelischen 
Atomschlags wären allerdings un- 
absehbar. Sehr wahrscheinlich ist, 
daß die prowestlichen Regierungen 
in der arabischen Welt gestürzt und 
durch radikal-islamistische Kräfte 
ersetzt würden. 


Bereits im Jahre 1981 zerstörten 
israelische Kampfflugzeuge den 
irakischen Reaktor Osirak. 


Militärisches Aufmarsch- 
gebiet um den Iran 


»Alle militärischen Potentiale, die 
das Pentagon in den Operations- 
plänen für einen Luftkrieg vorgese- 
hen hat, sind vor Ort stationiert und 
kampfbereit. Die USA unterhalten 
in sieben Nachbarländern des Irans 
Landbasen mit Kampfflugzeugen 
und Cruise Missiles. Zwei US-Flug- 
zeugträger kreuzen im Persischen 
Golf, zwei in der Arabischen See. 
Auch die B-52-Bomberflotte auf 
Diego Garcia im Indischen Ozean 
ist nicht außer Reichweite.«? 


Falls Bush den Befehl gebe, könn- 
ten die USA innerhalb von 24 Stun- 
den den Iran angreifen. 


US-Geheimdienst CIA 
liefert Atombombenpläne 


Es sind gerade jene Staaten, die 
den Iran heftig kritisieren, die Atom- 
mächte sind (wie z. B. die USA, 
Großbritannien, Israel oder Frank- 
reich), welche sich nicht an das Ab- 
rüstungsgebot des Atomwaffen- 
sperrvertrages halten, oder Länder 
wie die Bundesrepublik Deutsch- 
land, die selbst industriemäßi 


Israelisches Atomforschungszentrum 
Dimona 


Uran anreichern oder Reaktoren 
mit waffenfähigem Uran betreiben. 
Dabei sollte beachtet werden, daß 
der Iran bisher nicht gegen den 
Atomwaffensperrvertrag verstoßen 
hat. Selbst die Urananreicherung 
auf niedrigem Niveau ist kein Ver- 
stoß gegen den Atomwaffensperr- 
vertrag. 


Die USA lassen allerdings kein Mit- 
tel zur Eskalation aus. So spielte 
der US-Geheimdienst CIA dem Iran 
geheime Baupläne für Atombom- 
benzünder zu. Offiziell wurde die- 
se Aktion als eine Geheimdienst- 
panne heruntergespielt. Wäre die 
Tatsache allerdings nicht an die 
Öffentlichkeit gelangt, hätten die 
USA mit diesen Unterlagen Beweis- 
material für den Bau der Atombom- 
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be im Iran der Weltöffentlichkeit 
präsentieren können und somit er- 
neut einen fadenscheinigen Grund 
für einen Militärschlag gehabt.? 


Das Szenario 
eines Krieges im Iran 


Im Pentagon liegen Operationsplä- 
ne vor, die ausdrücklich auch den 
Einsatz mit Atomsprengköpfen be- 
stückter Raketen zur Zerstörung 
unterirdischer Anlagen vorsieht. 


Des weiteren werden mehr als 
10.000 Angriffsziele identifiziert, zu 
denen nicht nur tatsächliche oder 
vermeintliche Nuklearanlagen des 
Irans, sondern auch die ganze mi- 
litärische Infrastruktur des Landes, 
wie z. B. Kommandozentralen und 
auch einige Bereiche der zivilen 
Infrastruktur wie die Strom- und 
Wasserversorgung, Kommunikati- 
onsverbindungen, Transportein- 
richtungen und Verkehrswege ge- 
hören. Die Zerstörung der Infra- 
struktur soll das iranische Volk zum 
Aufstand und zum Sturz der Regie- 
rung in Teheran bewegen.?) 


Ein Krieg im Iran würde zu einer 
Dauerkrise im Nahen und Mittleren 
Osten führen. Die ökologischen 
Folgen könnten für die gesamte 
Welt fatale Folgen haben. Dieser 
Krieg würde nicht nur viele Solda- 
ten töten, sondern auch die Zivil- 
bevölkerung treffen. 


Wir sagen eindeutig Nein zu einem 
Krieg gegen den Iran und ein wei- 
teres Nein zu jeglichen deutschen 
Beiträgen in Form von militärischer 
Unterstützung. Wir fordern die Bun- 
desregierung auf, sich verstärkt für 
eine friedliche Lösung im Iran-Kon- 
flikt einzusetzen und jegliche finan- 
zielle oder militärische Unterstüt- 
zung zu unterlassen. 


Quellen: 

1) The Sunday Times, 7.1.2007 
2) Die Tageszeitung, 22.2.2007 
3) Der Standard, 31.01.2006 
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Weltweite Ölreserven 


Gesicherte 
Erdölreserven 
Mrd. Fass (159 I) 
Stand 2003 
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Fl 50 bis 100 
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1 bis 10 


weniger 
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Venezuela 
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Brasilien 
10,6 
Nigeria 
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Russland 
69,1 > 


China 23,7 


130,7 Iran 
115,0 Irak 


96,5 Kuwait 


262,7 Saudi-Arabien 


97,8 Ver. Arab, Emirate 


Kein Blut Für Öl - stoppt die USA! 


Am 9.3.2007 hat der Bundestag ge- 
gen den Willen der Mehrheit des 
Volkes beschlossen, den völker- 
rechtswidrigen Kriegseinsatz der 
Bundeswehr in Afghanistan auszu- 
weiten. 83 Prozent der Deutschen 
sind gegen den Tornadoeinsatz. 
Die deutschen Tornados überneh- 
men zumindest Aufklärungs- und 
Zielbestim-mungsaufgaben. Wenn 
sie nicht direkt in die Kampfhand- 
lungen hineingezogen werden, so 
ermöglichen sie durch militärische 
Aufgabenteilung anderen Kampf- 
flugzeugen, die Bombardierung 
Afghanistans und der afghanischen 
Zivilbevölkerung. 


Elend, Verstümmelung, Flucht, 
Hunger, Verzweiflung und Tod wer- 
den die unmittelbare Folge der 
deutschen Tornado-Einsätze sein. 


Dabei ist der Krieg des Westens 
gegen Afghanistan alles andere als 
ein Krieg gegen den Terror und 
dient absolut nicht der Demokrati- 
sierung des Landes. Das Blut in Af- 
ghanistan wird für Öl und die 
militärstrategischen Interessen der 
USA vergossen! Denn auf der ei- 


nen Seite wird Afghanistan als 
Durchgangsland für Ölpipelines 
vom Kaspischen Meer bis zum Ver- 


Kein Blut 
für Öl - 


Stoppt 
die USA! 


ladehafen am Indischen Ozean 
benötigt und andererseits hat der 
Westen unter US-amerikanischer 
Führung eine weitere Militärbasis 
gewonnen, mit der gleichzeitig eine 
Drohkulisse gegen den Iran be- 
steht. 


Die USA sind restlos überschuldet. 
China kann die USA in den näch- 


ES GEHT UM ÖL 


sten 10-20 Jahren wirtschaftlich 
überholen. 


Um dies verhindern zu können, 
überfallen die USA ein Öl-Land 
nach dem anderen und hoffen mit 
dem Öl als Waffe, ihre führende 
Weltmachtposition zu sichern. Au- 
ßerdem gewährleistet die kontinu- 
ierlich aktive Rüstungswirtschaft - 
angetrieben durch immer neue 
Kriege - den USA noch weitere Pro- 
fite. 


Neben den USA-freundlichen Ver- 
einigten Arabischen Emiraten lie- 
gen der Irak und der Iran an der 
Spitze der Nationen mit den größ- 
ten Erdölreserven 


Weniger als vier Jahre nach dem 
Überfall auf den Irak wird deutlich, 
daß der nächste Krieg um Öl und 
die neue Weltordnung ansteht. 


Rund 650.000 Menschen hat der 
Irakkrieg bisher das Leben geko- 
stet. Der Krieg gegen den Iran 
könnte das Grauen das Irakkrieges 
noch bei weitem übertreffen, deren 
Auswirkungen auch wir in Deutsch- 
land deutlich zu spüren bekommen 
würden. 
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2.600 tote Bundes- 
wehrsoldaten 
seit 1956 


Die Bundeswehr hat seit 1956 rund 
2.600 Tote zu beklagen. Darunter 
befinden sich auch die 65 Solda- 
ten, die bei Auslandseinsätzen ums 
Leben kamen.” 


Über 7 Milliarden Euro 
für die Auslandsein- 
sätze der Bundeswehr 


Die rot-grüne Bundesregierung hat 
während ihrer Amtszeit über sieben 
Milliarden Euro für die Auslandsein- 
sätze der Bundeswehr ausgege- 
ben. Noch nicht eingerechnet in die- 
se schon dramatische Zahl sind 
neue Rüstungsgroßprojekte, deren 
Ursprung in der Strategie weltwei- 
ter Militäreinsätze liegt. Die rot-grü- 
ne Bundesregierung hatte die der- 
zeitigen Kosten der Auslandseinsät- 
ze der Öffentlichkeit verschwiegen 
und im Bundeshaushalt verschlei- 
ert.? 


L rebe Leser 


Eine weitere Milliarde 
Euro für die Bundes- 
wehr gefordert 


Der Bundeswehrverband fordert für 
die Sanierung maroder Kasernen 
eine Soforthilfe in Höhe von einer 
Milliarde Euro für ein Sofortpro- 
gramm. Grund für den maroden 
Zustand der Kasernen seien Aus- 
landseinsätze und die Sanierung 
der früheren DDR-Kasernen.? 


300 Millionen vom 
Bundestag für U-Boo- 
te nach Israel 


Vor einigen Jahren wurde das er- 
ste Wasserstoff-angetriebene U- 
Boot der Marine in Dienst gestellt. 
Das Boot ist mit Torpedos bestückt. 
Einige U-Boote sollen nach Israel 
verkauft werden, wo diese auch mit 
Atomwaffen bestückt werden kön- 
nen. Der Verkauf nach Israel wird 
vom Bundestag mit 300 Millionen 
Euro unterstützt. 


JANZ privat: 


In dieser Ausgabe der UN finden Sie ein deutliches 


»Nein zum Krieg!«. 
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Die Gesamtkosten für das U-Boot- 
Projekt belaufen sich auf vier Milli- 
arden Euro. ® 


Weitere 35 Millionen 
Euro für den 
Bundeswehreinsatz in 
Afghanistan 


Für den Tornado-Einsatz sollen bis 
zu 500 Soldaten zusätzlich in Afgha- 
nistan stationiert werden. Die Ko- 
sten sollen für einen Zeitraum von 
sechs Monaten rund 35 Millionen 
Euro betragen. Die Regierung be- 
gründete ihren Beschuß damit, daß 
mit der Übernahme der Verantwor- 
tung im Süden und Osten Afghani- 
stans die NATO neuen Anforderun- 
gen gegenüberstehe. Die Sicher- 
heitslage sei angespannt.® 
Quellen: 
1) Spiegel-online, 5.2.2007 
2) www.sozialisten.de 9.9.2005 
3) Focus, 21.3.2007 


4) Journalismus - Nachrichten von heute, 
23.8.2006 


5) Deutscher Bundestag, 1.2.2007 


ERSCHEINUNGSVERMERK 


UN - Unabhängige Nachrichten 
Postfach 10 17 06 
D-46017 Oberhausen 


Telefon: 0208 - 84 01 32 
Telefax: 0208 - 84 87 057 


Wir sind bekannterweise keine Soldatenzeitung, sondern eine Zeitung 
mit unabhängigen Nachrichten. Dabei ist es gerade unsere 
Unabhängigkeit, die uns eine freie Berichterstattung ermöglicht. Seit 
über 30 Jahren nehmen wir uns die Freiheit, an der Richtigstellung 
der Ursachen zum II. Weltkrieg zu arbeiten. Das resultiert aus unserem 
uneingeschränkten Drang zur Wahrheit und aus der Liebe zu unserem 
Land. Wir sind fest überzeugt davon, daß die Ursachen des II. Weltkriegs 
nicht bei Deutschland oder Hitler zu finden sind, sondern bei den 
alliierten Kriegsgegnern. Außerdem sind wir fest davon überzeugt, daß 
die deutschen Soldaten in den vergangenen beiden Weltkriegen tapfer 
ihre Familien in der Heimat verteidigen wollten und sicherlich nicht 
mehr Verbrechen begangen haben, als die alliierten Kriegsgegner. 
Nichtsdestotrotz unterstützen wir keinen Militarismus und keinen Krieg. 
Spätestens seit dem 20. Jahrhundert und den vergangenen beiden 
Weltkriegen wissen wir, daß Kriege nicht glorreich sind, sondern unter 
Berücksichtigung der Massenvernichtungswaffen nur noch ein 
Verbrechen sein können. Daher unser deutliches »Nein zum Krieg« 


Ihre UN- Mitarbeiter 


IM FREUNDESKREIS 


E-Post: info@un-nachrichten.de 
Internet: 


http://www.un-nachrichten.de 
http://www.un-archiv.de 
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Aktuelle Wirtschaftsdaten 


Erwerbstätige: 
Februar 2006: 


Februar 2007: 


Offizielle Arbeitslosigkeit: 
Februar 2007: 4.222.000? 
März 2007: 4.108.000? 


Versteckte Arbeitslosigkeit: 


Maßnahmen der Arbeitsmarktpolitik 
Februar 2007: 1.428.346") 
März 2007: 1.467.224” 


38.389.000? 
38.960.000? 


Arbeitssuchende: 
Februar 2007: 
März 2007: 


Offene Stellen: 
Februar 2007: 
März 2007: 


Staatsverschuldung: 
1.495.721.423.008 Euro? 


5.650.346” 
5.575.224” 


624.000? 
639.700? 


Schuldenzuwachs/Sekunde: 
1.056 Euro?) 


Schulden pro Kopf: 

17.3.2007: 18.109 Euro? 

17.4.2007: 18.144 Euro? 
1) Bundesagentur für Arbeit, 29.03.2007 


2) www.destatis.de, 17.4.2007 
3) www.steuerzahler.de, 17.4.2007 
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Mehr als 200 Kriege nach 
dem Zweiten Weltkrieg 


Weit mehr als 200 Kriege verzeich- 
net die Hamburger Arbeitsgemein- 
schaft Kriegsursachenforschung 
(AKUF) seit 1945. Damit können 
wir deutlich feststellen: Dem Welt- 
frieden sind die Völker der Erde 
nach dem Tribunal in Nürnberg und 
der Bombardements auf Deutsch- 
lands Großstädte durch die Welt- 
polizisten USA und Großbritannien 
nicht näher gekommen. Auch wenn 
die Kriegsschauplätze sich über- 
wiegend nach Afrika, Asien, Süd- 
und Mittelamerika verlagern, so 
steht dem allerdings ein hohes Maß 
an kriegerischem Eingreifen einiger 
Industriestaaten in der sogenann- 
ten Dritten Welt gegenüber. Groß- 
britannien, die USA und Frankreich 
nehmen dabei mit über 40 Kriegs- 
beteiligungen die Spitzenplätze ein. 
Nach Untersuchungen an der Uni- 
versität Hamburg wurden allein im 
Jahr 2006 weltweit 43 aktive Krie- 
ge und bewaffnete Konflikte geführt. 
Die vollständige Übersicht der ak- 


tuellen Kriege und Konflikte kann 
bei uns gegen Portoerstattung an- 


gefordert werden. 
Quelle: 
www. sozialwiss.uni-hamburg.de, 
29.03.2007 


Rüstungskonzerne 


machen Kasse 
Eine internationale Rangliste nach 
Umsätzen 2004 


Firma Land Umsätze in 
Mio. US $ 
34,050.00 
30,464.00 
22,126.00 
20,344.80 
18,771.00 
15,000.00 
10,505.90 
10,240.40 


. Lockheed Martin USA 
. Boeing USA 


. Northrop Grumman USA 

. BAE Systems GB 

. Raytheon USA 

. General Dynamics USA 

. EADS NL 
8. Honeywell USA 
9. Thales F 8,868.60 
10. Halliburton USA 8,000.00 
Quelle: www.defensnews.com, 4.4.2007 


Für die Wahrung der Grund- und Bürgerrechte des Einzelnen, der Souveränität und Selbstbestimmung der Nationen, 
für das Heimatrecht der Völker im eigenen Land, für den Erhalt der Pressevielfalt und Meinungsfreiheit. 


FÜR IHRE BESTELLUNG: 


Bitte einsenden an: UN, Postfach 101706, 46017 Oberhausen 


U Ich bitte, mir monatlich 1 - 2 - 3 - 5 - 10 Exemplar(e) der UN zuzusenden. Ich 
gehe damit kein Abonnement mit Verpflichtungen oder Kündigungsfristen ein. 
Die UN werden ehrenamtlich zu Selbstkosten erstellt (zur Zeit 1,50 Euro je 
Exemplar einschließlich Porto, ab 10 Stück 1,00 Euro je Exemplar) 


U) Ich bitte um Zusendung von 


Name/Anschrift: 


Geb. am/Beruf: 


Ihre UN-Anschriftennummer, falls bekannt: 


(Falls Sie von uns schon Sendungen mit aufgedruckter Adresse bekommen haben, 
finden Sie die Nummer direkt über der Anrede Herrn/Frau) 


U) Ich bitte um eine kostenlose Probesendung verschiedener Ausgaben der UN. 
1,45 Euro Rückporto liegen in Briefmarken bei. 


mit/ohne Kostenbeteiligung (siehe oben). 


U) Einen Kostenbeitrag in Höhe von Euro 
- in bar bei - zahle ich per Einzug - kann ich zur Zeit nicht leisten. 


Ex. der UN-Ausgabe Nr. 


lege ich per Verrechnungsscheck 


Telefon: 


EINZUGSERMÄCHTIGUNG 


Hiermit ermächtige ich den Freun- 
deskreis UN, von meinem Konto 
folgende Beiträge abzubuchen: 


© monatlich g vierteljährlich 
O halbjährlich (J jährlich 

g einmalig ab: 

Betrag: Euro 


Meine Bank/Sparkasse: 


BLZ: 


Konto-Nr.: 


Anschrift/Unterschrift: 


UN-Adreßnr.: 


DAS LETZTE 


